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2te öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .

Karlsruhe , 28 . Mai . Vorsitz des Alterspräsidenten
W e tz e l . — Regiernngskommission : StaatSrath Freiherr
von Rüdt und Geh . Referendar Eichrodt .

Der Präsident gibt Kcnntniß von einem Schreiben
der ersten Kammer , wornach dort Freiherr von Göler d. ä .
und Forstmeister Freiherr von K e t t n e r zu Sekretären ge¬
wählt worden sind . — Dem Abg . Bekk in Mannheim ,
welcher durch besondere Umstände verhindert ist , jetzt schon
cinzutreten , wird für einige Tage Urlaub erthcilt .

Frhr . v . R ü d t zeigt an , daß die Stadt Konstanz Hrn .
Karl Mathy vonMannheim und der Wahlbezirk Ml «

lingcn Herrn Rechtspraklikant Welte von Engen zu Ab¬

geordneten ernannt haben ; sodann übergibt derselbe die

Wahlakten deö Abg . Lenz ( Stadt Pforzheim ) und Oeko -

ncmierath Herr mann ( Landbezirk Pforzheim ) .
Vom Sekretariat wird eine Eingabe von Wahlmännern

des Bezirks Schwetzingen und Philippsburg angezeigt , die

Wahl deö Abg . R c t t i g betreffend ; sodann eine Erklä¬

rung des G . Linsenmaier in Seelbach , daß er von Herrn
Völcker für seine Stimme 10 fl. erhalten habe ; endlich
eine Vorstellung deS Friedrich Dürr in Lahr , die Wahl des

Fabrikanten Völcker und dessen Unzulässigkeit betreffend . —

Die Tagesordnung führt zum Vortrag der Berichte über
die in den Abtheilungen geprüften Wahlakten .

Frhr . v . Rüdt hält eS für zweckmäßig — weil er die
Berichte nicht erhalten und verschiedene Anstände erhoben
worden , welche auf zweifelhaften Stellen der Wahlordnung
beruhen — daß , bevor die einzelnen Wahlen geprüft wer¬
den , der Herr Berichterstatter solche Bedenken zur Diskus¬
sion bringe , abgesehen von den einzelnen Wahlen . Dieses
Verfahren sei auch 1831 eingehakten worden , und schon
darum wesentlich , weil bekanntlich die Eigenschaften der
activen und passiven Wahlberechtigung , nämlich das Recht
mitzustimmcn und das Recht , gewählt zu werden , gleich
sind ; weil ferner die Regierung , welche bei Zweifelfällen

über Beschwerden der Staatsbürger wegen Beschränkung
ihres UrwahlrechtS im Rekurswege zu erkennen hat , hier¬
bei wesentlich betheiligt ist und in Beziehung darauf bis¬
her gewisse Regeln beobachtet hat , so daß eS zweckmäßig
und beinahe nothwendig erscheint , daß man sich darüber
vereinige . WaS alsdann für die Besugniß , als Wahlmann
gewählt zu werden , gilt , werde auch für d,c Befngniß , als
Urwähler mitzustimnien , gelten . AuS diesen Gründen schlägt
der Redner vor , die Erörterung der vorgekommenen Anstände
vorauSgehen zu lassen , unbeschadet der Beurtheilung der ein¬
zelnen Wahlen . Daö Urtheil werde dann um so klarer seyn .

Trefurt glaubt , daß diesem Wunsche deS Herrn Prä¬
sidenten deS Ministeriums des Innern und gewiß auch den
gerechten Wünschen aller Mitglieder am einfachsten genügt
werde , wenn man streng an den Vorschriften der Geschäfts¬
ordnung hält . Die Geschäftsordnung hat im Auge , daß zu¬
erst ein allgemeiner Bericht erstattet und dann die Diskussion
eröffnet werde . Man wird also zuerst eine allgemeine Dis¬
kussion und dann über jeden einzelnen Fall eine besondere
stattenden lassen ; die Geschäftsordnung schreibt dann wei¬
ter vor , daß zuerst über die nicht beanstandeten Wahlen
verhandelt und abgestimmt werde und später erst die Be¬

richterstattung und Diskussion über die beanstandeten er¬

folge . So wie heute die Geschäfte behandelt werden , würde
nicht E i n Bericht erstattet , sondern der Vorstand jeder Ab¬

theilung würde über die ihr zugewiescnen Wahlen berich¬
ten ; da eS nun nicht anders möglich fei , als daß in fünf
verschiedenen Kollegien auch verschiedene Grundsätze auf¬

gestellt werden , so wird es zweckmäßig seyn , wenn stch die
Kammer vorerst über die Grundsätze bespricht , welche aus

diesen einzelnen Wahlberichten hervorgehen . Eine solche Be¬

sprechung kann aber nicht eintreten , bevor man über jene
verschiedenen Ansichten unterrichtet ist ; der Zweck werde also
am einfachsten dadurch erreicht , wenn zuerst alle Berichte

ohne Ausnahme erstattet werden und dann eine allgemeine
Besprechung nachfolgt .
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Mordes erkennt als begründet , was der Abg . Tre -

furt über die Bestimmungen der Geschäftsordnung hin¬

sichtlich der Reihenfolge der Diskussion angeführt ; allein

eS fei bekannt , daß die Kammer eS seither bei einer ganz
andern Uebung belassen habe , welche darin besteht , daß

man jeden einzelnen Gegenstand für sich diökutirt und dann

zur Schlußfassung schreitet . Es sei kein Anlaß , jetzt eine

andere Prozedur einzuschlagen , als bisher statt gefunden

hat . Die Prinzipien , um welche es sich jetzt handelt , seien

keineswegs von der schweren Größe , daß man eine um¬

fassende Eregetik darüber anstellen müsse. „ So viel ich von

der Sache unterrichtet bin , sind es nur einzelne Punkte ,
welche klar und einfach aufgefaßt werden können , und die

Kammer wird — ich bin dessen gewiß — daö Prinzip

festhalten , das , waö sie in dem einen Falle für gerecht er -

kennt , in dem andern für billig anzusehcn " . Der Redner

schließt mit dem Vorschläge , eS bei der bisherigen Uebung

zu belassen , jede einzelne Wahl zu prüfen und alsdann

darüber abzustimmcn .
Rindefchwender . Wenn wir ein Gesetz zu machen

hätten , dann wäre der Vorschlag des Herrn Präsidenten
des Ministeriums des Innern anwendbar . Wir würden

dann bestimmen müssen , waS das Gesetz enthalten soll und wie

cs aufzufassen ist . Hier aber spricht man von der Anwen¬

dung eines Gesetzes , wobei es ein wahrer Uebcrfluß wäre ,
über die Grundsätze und die allgemeinen Gesichtspunkte

zu berathen . Nach einer solchen Diskussion müßte sofort
eine zweite , über die Anwendung des Gesetzes , beginnen .

Ich glaube , daß eS gar nicht in unserer Kompetenz liegt ,
jetzt ein Gesetz zu berathen , sondern unsere Aufgabe ist
blos , die Wahlakten zu prüfen , also daS Gesetz auf ^gege -
bene Fälle anzuwenden . Der Redner hält den Weg , der

geschäftsordnungsmäßig eingeschlagen worden ist , nämlich ,
daß jede Abtheilung zuerst über die nicht beanstandeten
Wahlen berichte und daß alsdann über die beanstandeten
verhairdclt werde , für den einfachsten und natürlichsten ;
demnach glaubt er nicht , daß auf den Vorschlag deS Herrn
Präsidenten des Ministeriums deS Innern eingegangen
werden solle.

Sckaaff . Ich kann mich auch nicht mit dem Vorschlag
des Herrn Präsidenten des Ministeriums des Innern
vereinigen , weil wir dadurch in einen Prinzipienstreit ge-

rathen würden , der endlos werden könnte , während wir
im einzelnen Falle über die Prinzipienfrage Weggehen und
eine Wahl für unbeanstandet erklären können , ohne dcß-
halb eine Prinzipienfragc , nicht nur für den Augenblick ,
sondern für alle Zukunft präjudiziell zu entscheiden . Der
Redner tritt demnach dem Anträge des Abg . Trefurt bei,

mit welchem ihm auch der Abg . Rindefchwender übereinzu¬
stimmen scheint ; daß nämlich , nach § . 7 der Geschäftsord¬
nung , zuerst alle Berichte erstattet werden , alsdann die
nicht beanstandeten Wahlen und zuletzt die beanstandeten
zur Diskussion kommen .

Rindefchwender erläutert , daß es nicht seine Ansicht
sei , zuerst alle Berichte vorzutragen ; dieß wäre ein offen¬
barer Zeitverlust und würde zu nichts führen . Seine Mei¬

nung sei, die nicht beanstandeten Wahlen zuerst der Reihe
nach zur Berichterstattung und zur Diskussion zu bringen .

Trefurt wendet ein , daß in diesem Falle gegen den
klaren Buchstaben des § . 7 der Geschäftsordnung gefehlt
werde , welcher sagt : „ Ueber die Gültigkeit einer beanstan¬
deten Wahl wird nicht früher abgestimmt , als bis über
alle der Kammer bereits zugekommenen Vollmachten ein
erster Vortrag erstattet ist" u . s. w . Die Geschäftsordnung
habe also im Auge , daß über alle Wahlen Bericht er¬
stattet werden soll , damit die Kammer in Beziehung auf
die Grundsätze , welche hinsichtlich aller dieser Wahlen an¬
gewendet werden sollen , informirt ist. Der Abg . Rinde -

schwender habe freilich recht , daß man jetzt keine Wahl¬
ordnung zu berathen habe ; allein wenn man die Wahl¬
ordnung nach Grundsätzen und mit Gleichförmigkeit anwcnden
wolle , so niüsse man sich zuvor über die Auslegung , wie

sie von den verschiedenen Abtheilungen angesehen wird , ver¬
ständigen . Eine allgemeine Diskussion hält der Redner

übrigens auch nicht für nöthig , da sich Einer oder der
Andere ohnehin veranlaßt finden werde , bei dem ersten
Anstand über Prinzipien zu sprechen .

Sander . ES scheint , daß gegenwärtig zwei Fragen
in Sprache liegen . Die erste , welche der Herr Präsident
des Ministeriums des Innern angeregt hat , besteht nach
meiner Meinung darin : ob es zweckmäßig sei, die Anstände ,
welche schon , in den Abtheilungen erhoben worden sind ,
also die Frage , welche an sich im Streit liegt , hier in der
Kammer vorzubringen , darüber , als eine Frage an sich ,
zu diskutiren und zu entscheiden und daß man alsdann
die Entscheidung erst anwendet auf die besonderen Fälle ,
auö welchen die Anstände sich ergeben haben . Damit möchte
ich nicht übcreinstimmcn , indem ich mit dem Abg . Rinde -
schwender die Ansicht theile , daß wir dadurch in bedeutende
Zweifel und Verwickelungen gerathen würden . Nachdein
die Frage an sich entschieden wäre , würden wir im con -
creten Fall beurtheilen müssen , od denn wirklich die Frage
an sich hier so vorliege , wie sie in den Abtheilungen an¬
geregt wurde . Man weiß wohl , daß es bei allen solchen
Fragen auf den concreten Fall ankömmt und daß darüber ,
was in dcmselbcu in Frage liegt , verschiedene Ansichten



bestehen . Eben so wenig kann ich mit dem Vorschläge des
Abg . Trefurt einverstanden seyn , wonach wir erst nachdem
alle Vorträge erstattet sind , darüber berathen sollen . Der
Redner führt auS , wie dieß alödann angehe , wenn die
Kammer zu einem Viertheil erneuert wäre ; allein jetzt, wo
63 , Wahlen zu prüfen sind , würde nicht Jeder die sämmt -
lichen Vorträge im Gedächtniß behalten können , eS würden
die verschiedenen Wahlen verwechselt werden und wiederum
endlose Zweifel entstehen . In dem § . 7 der Geschäftsord¬
nung sei allerdings vorgeschrirben , daß über die Gültigkeit
einer Wahl nicht abgestimmt werden könne , bis über alle
Vollmachten ein erster Antrag erstattet ist, allein die Kam¬
mer sei auch noch nicht daran , über die Gültigkeit einer
Wahl zu beschließen , sondern über die Beanstandung
einer Wahl , woraus man noch nicht auf die Gültigkeit
schließen könne . Der Anstand könne gehoben werden , allein
gerade die Gültigkeit der beanstandeten Wahl setze voraus ,
daß alle Vollmachten geprüft sind . Der Redner glaubt
demnach , daß man eö bei dem bisherigen Verfahren be¬
lassen solle . Eine Bemerkung deS Herrn Präsidenten des
Ministeriums des Innern scheint ihm dagegen bedenklich ;
die nämlich , daß eS nach der Entscheidung über eine be¬
anstandete Wahl verkommen könne , daß später bei einer
andern Abtheilung , wegen eines ähnlichen Anstandes ein
nochmaliger , vielleicht ein ganz anderer Beschluß gefaßt
werde . Diesem Uebelstande könne aber dadurch begegnet
werden , daß man von Anständen , die bei der Diskussion
einzelner Wahlen entstehen , sich gegenseitig in Kenntniß
setze, damit man in die Lage komme , zu vergleichen , welche
Anstände schon erhoben worden sind , und zu beurtheilen ,
welche derselben , nach der Natur ihres Ursprungs , zu ein¬
ander passen . Dann würde man nicht in den Fall kom¬
men , Fragen , welche zusammen gehören , auseinander zu
reißen und zu verschiedenen Zeiten zu erörtern . Die Ver¬
ständigung ließe sich im Laufe der Berichterstattung be¬
wirken . Wenn der Berichterstatter der ersten Abtheilung
seinen Vortrag beginnt , werde eS sich bald zeigen , ob An¬
stände erhoben werden und dann könne Jeder aus seiner
Kenntniß der Verhandlungen in seiner Abtheilung schon
bemerken , ob schon AehnlicheS dort vorgekommen ist.

Rettig unterstützt den Antrag des Abg . Trefurt als
den angemessensten bei dem vorliegenden Falle einer In¬
tegral - Erneuerung , mit der Modifikation etwa , daß bei
dem Vortrag der Abtheilungen diejenigen Protokolle , bei
denen sich Anstände ergeben , so lange aus die Seite ge¬
legt werden , bis alle Berichte erstattet find .

Frhr . v . Rüdt : Mein Vorschlag ist nicht gegen die

Geschäftsordnung und ich glaube mich zu seiner Rechtfer¬

tigung auf die Verhandlungen vom Landtag 1831 beziehen
zu können , wo ein Vortrag im Allgemeinen vorausging
und wo man sich über die Grundsätze vereinigt hat , nach
welchen die Wahlen geprüft werden sollen . Es handelt
sich hier , wie bemerkt wurde , in der That nicht von neuen
Gesetzen , sondern lediglich von der Anwendung bestehender
Gesetze , und zwar solcher , über welche die Regierung , ver¬
möge ihrer Stellung , selbstständig verfügt , so wie die Kam¬
mer selbstständig beschließt . Wenn nun nach einer längeren
Zeit Zweifel erhoben werden über die Anwendung oder
Auslegung eines oder des andern Satzes , so scheint eS
mir zur Abschneidung von Mißverständnissen rathsam und
nützlich , wenn solche Gegenstände vorerst zur Sprache ge¬
bracht werden . Ich habe nicht vorgeschlagen , daß man
über alle einzelnen Anstände voraus einen Generalbericht
erstatten soll , sondern ich habe mich speziell auf diejenigen
Anstände beschränkt , welche in Bezug auf die Interpreta¬
tion der Wahlordnung Vorkommen , weil , wie bekannt ,
die Berichte nicht zu meiner Kenntniß gekommen sind .
Ich finde auch nicht , daß man sich dadurch in Prinzipien
verlieren kann ; in jedem Falle wird aber gewiß der Vor¬
theil erreicht , daß man dann über die Berathung der ein¬
zelnen Wahlveanstandungen gewißermaßen sich voraus ver¬
einigt und sodann keine großen Anstände haben kann , als
diejenigen , welche die speziellen Umstände dann noch nach
sich ziehen .

M ö r d e s entgegnet dem Abg . Rettig , daß er ungeachtet
der Integral - Erneuerung die bisherige Uebung für zweck¬
mäßig halte , weil eine schlagende Analogie dafür spreche
und macht darauf aufmerksam , daß bei den Auspizien ,
unter denen die Kammer jetzt zusammen trete , jeder An¬
trag auf eine Neuerung in Beziehung auf die Zulässigkeit
eines Kollegen bedenklich und , nach seinem Gefühle , un¬
erwünscht sei .

Knapp erinnert , daß , so lange er in der Kammer sei,
die nicht beanstandeten Wahlen zuerst geprüft wurden ; dieß
sei nicht nur 1831 , sondern auch 1825 der Fall gewesen ,
obwohl damals keine Wahlen zu verwerfe » waren . Der

Antrag des Abg . Trefurt würde die Sache ganz umändern
und müßte ohnehin in die Abtheilungen verwiesen und zur
Berichterstattung durch eine Kommsston wieder in die Kam¬
mer gebracht werden , weil er eine Abänderung der Ge¬

schäftsordnung zum Gegenstand habe .
W e l ck e r bemerkt , bezüglich auf den Vorschlag des Herrn

Ministerialpräsidcnten , daß man damit nicht viel Zeit spa¬
ren werde . Es ließen sich allerdings Gründe denken , Zwei¬
fel über einige allgemeine Jnterpretationsregeln vorerst ohne
Rücksicht auf concrete Fälle zu beseitigen . Allein eS bleibe
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jedem Abgeordneten unbenommen , im Laufe der Diskussion

Anträge in dieser Beziehung zu stellen . Jetzt aber eine all¬

gemeine Hermeneutik der Geschäftsordnung zu machen , halte

er nicht für zweckmäßig . Zu dem zweiten Anträge , alle 63

Wahlberichte vorzutragen , bevor diskutirt werde , sicht er

keinen vernünftigen Grund und kein anderes Resultat , alö

daß man sie nochmals wiederholen müßte , wenn über die

einzelnen Wahlen diskutirt und abgestimmt werden soll .

Regenauer findet Bedenken , die Wahlordnung zu

interprctiren , weil dieß nach der Geschäftsordnung nicht eher

geschehen könne , bis in den Abtheilungen über die Zweifel

berathcn und die Sache dann wieder in die Kammer ge¬

bracht sei . Dieß fei aber auch nicht die Meinung bcS Herrn

Präsidenten des Ministeriums deS Innern , welcher nur be¬

zwecke, daß jcdcö Mitglied , bevor eS bei der Berathung

über die Wahlprüfung mitwirkt , alle Anstände , die in den

Abtheilungen zur Sprache gekommen sind , genau kenne .

Dieses , durch die ersten Grundsätze der Billigkeit gerecht¬

fertigte Verlangen , lasse sich erfüllen , wenn man die Vor¬

schläge des Abg . Trefurt und Sander mit einander

vereinige . Man würde zu weit gehen , wenn man sich über

die 63 Wahlen Bericht erstatten ließe und dann erst nach

einem Resume über die einzelnen Wahlen entschiede . Es

wäre kürzer , wenn die 5 Abtheilungen nach einander ihre

Berichte erstatten , und , wo Anstände Vorkommen , dersel¬

ben erwähnen , wodurch man sie säinmtlr
'
ch kennen lerne .

Dieß hindere nicht , über die einzelnen Berichte abzustim¬

men . Wenn man sich dabei in eine Interpretation der Wahl¬

ordnung einlasse , so geschehe eö nur für den einzelnen Fall ,
und nicht für alle künftigen Zeiten . —

Trefurt tritt dem Abg . Sander bei , indem er glaubt ,

daß durch diesen Ausweg Zeit gewonnen und der Zweck
einer vollständigen Information der Kammer ebenfalls er¬

reicht werde , obgleich weniger sicher, als wenn die Berickt -

erstattcr die Kammer über die verschiedene Auslegung der

Wahlordnung informirt hätten .
v . I tz st e i n glaubt , daß der Herr Präsident deS Mini¬

steriums deS Innern sich geirrt habe , als er von einem

allgemeinen Vortrage über die Wahlen im Jahre 1831

sprach . Eö sei kein Vortrag erstattet , sondern nur eine Vor¬

besprechung gehalten und beschlossen worden , daß die Be¬

anstandung einer Wahl durch die Abtheilung nur dann als

solche anzuerkeilnen sei , wenn die Kammer sich dafür erklärt .
Die Wahlordnung zu interpretiren , jetzt, wo kein Mitglied

noch als gültig an - rkannt ist, wo sich alle , mit Ausnahme
des abgelegten Eides , noch in einem provisorischen Zustande

befinden , hält der Redner für höchst gefährlich und glaubt ,

daß eS selbst im Interesse der Zeit räthlich wäre , mir der

Berichterstattung über die Wahlen zu beginnen und zwar

mit deu unbeanstandeten zuerst .

Geh . Referendar Eichrodt vertheidigt den Vorschlag

des Herrn Präsidenten deS Ministeriums des Innern gegen

die Behauptung , daß er der Geschäftsordnung zuwider sei.

Diese sage ganz klar : die Vollmachten gehen in die Ad ,

thcilungen und diese erstatten im Allgemeinen einen ersten

Vortrag . Darunter versteht der Redner einen Vortrag über

die Frage , ob Anstände eingetreten sind und die Bezeich¬

nung derselben . Nun erfordere die Wichtigkeit deS Gegen¬

standes und die Vorschrift der Geschäftsordnung , daß di «

Kammer nicht gerade ex abrupto nach Anhörung eines

Berichtes diskutire , sondern daß sie vorerst informirt sei .

Er verlange keine Diskussion der allgemeinen Grundsätze

über die Beanstandung der Wahlen , sondern der Vortrag

solle nur dahin gehen , daß die Kammer von den allge¬

meinen Anständen , welche bei den einzelnen Wahlen Vor¬

kommen , Kenntniß erhalte ; damit geschehe nichts , was der

Geschäftsordnung zuwider handelt .

Bader glaubt , daß die Absicht der Herrn RegierungS -

kommissäre vollkommen erreicht werde , wenn man mit der

Berichterstattung anfange . Ergeben sich Anstände , so könne

die Kammer die Schlußfassung bis nach Erledigung der

unbeanstandeten Wahlen aussetzen ; dann bilde sich schon

eine Zusammenstellung der verschiedenen Fragen .

Geh . Referendär Eichrodt nimmt das Recht der Re¬

gierungskommission in Anspruch , gefragt zu werden , ob sie

nichts dagegen zu erinnern habe , wenn eine Diskussion in

abgekürzter Fornr stattfinden soll . Die Regierung sei dabei

interessirt , von den erhobenen Anständen Kenntniß zu erhal¬

ten , da es sich um Auslegung der Wahlordnung und Anfech¬

tungen gegen daS Benehmen der Wahlkommissäre handelt .

Die Regierung habe deßhalb das Recht , darauf zu beste¬

hen , daß eine abgekürzte Diskussion nicht statlfindet , ehe

sie Kenntniß von den Anständen erhalten hat .

Nach einigen Bemerkungen der Abg . MördeS , Ba¬

der . Rindefchwcnder , Sander , Junghanns ,
v . S t o ck h o r n und dcö Herrn RegierungSkommiffärs ,
woraus unter anderm hervorgeht , daß daS angesprochene

Recht der Regierungskommission in jedem einzelnen Falle

unbestritten ausgeübt werden kann , indem die Kammer

die Diskussion über Anstände , wovon die Regierung keine

Kenntniß hatte , auf ihren Wunsch verschieben werde , for¬

dert der Präsident den Berichterstatter der ersten Abthei¬

lung auf , mit der Berichterstattung zu beginnen .

( Fortsetzung folgt .)
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